
10 Haftfürsorgeverordnung

zu treffen. Entsprechendes gilt, wenn in­
folge der Verhaftung Maßnahmen zum 
Schutz seiner Wohnung und seines Vermö­
gens erforderlich sind.
(2) Der Beschuldigte hat ihm mögliche Für­
sorge- und Schutzmaßnahmen selbst durch­
zuführen oder zu veranlassen. Er kann 
hierzu die Hilfe eines Rechtsanwalts in An­
spruch nehmen. Die Untersuchungsorgane 
haben ihn bei der Durchführung und Ver­
anlassung von notwendigen Fürsorge- und 
Schutzmaßnahmen zu unterstützen.
(3) Dem Beschuldigten ist Gelegenheit zu 
geben, zur Wahrnehmung seiner Rechte 
und zur Erfüllung seiner Pflichten mit 
einem Rechtsanwalt sowie mit staatlichen 
Organen und Einrichtungen, Betrieben, Ge­
nossenschaften, gesellschaftlichen Organi­
sationen und Bürgern schriftlich und 
mündlich in Verbindung zu treten, soweit 
dadurch der Untersuchungszweck nicht ge­
fährdet wird.

§ 2
(1) Die Untersuchungsorgane haben unver­
züglich nach der Verhaftung
— den Beschuldigten darüber zu befragen, 

ob und welche Fürsorge- und Schutz­
maßnahmen notwendig sind,

— den Beschuldigten über seine Rechte 
und Pflichten gemäß § 1 zu belehren so­
wie

— die notwendigen Fürsorge- und Schutz­
maßnahmen mit dem Beschuldigten zu 
besprechen.

Die Untersuchungsorgane können den Be­
schuldigten dazu heranziehen, ihm mög­
liche Fürsorge- und Schutzmaßnahmen 
selbst durchzuführen.
(2) Trifft der Beschuldigte keine Für­
sorge- und Schutzmaßnahmen, haben 
die Untersuchungsorgane nach Maßgabe 
dieser Verordnung die gemäß den §§ 4 bis 7 
zuständigen staatlichen Organe um die 
Durchführung der notwendigen Maßnah­
men zu ersuchen. Die ersuchten staatlichen 
Organe sind verpflichtet, diese Maßnahmen 
unverzüglich durchzuführen und das Un­
tersuchungsorgan davon zu unterrichten.
(3) Die Untersudiungsorgane können sich 
zwecks Übernahme oder Unterstützung von 
Fürsorge- und Schutzmaßnahmen auch an 
staatliche Einrichtungen, Betriebe, Genos­
senschaften, gesellschaftliche Organisatio­
nen und Bürger wenden und hierzu mit 
ihnen Zusammenarbeiten.

(4) Der Beschuldigte ist über die durchge­
führten Fürsorge- und Schutzmaßnahmen 
zu unterrichten. Das Ergebnis der Befra­
gung und die Belehrung des Beschuldigten 
sowie die Art der durchgeführten Für­
sorge- und Schutzmaßnahmen sind akten­
kundig zu machen.

§3
Fürsorge- und Schutzmaßnahmen, die not­
wendig sind, um einer unmittelbaren Ge­
fahr für das Leben oder die Gesundheit 
einer minderjährigen oder pflegebedürfti­
gen erwachsenen Person vorzubeugen oder 
einen drohenden Schaden für die Wohnung 
oder das Vermögen des Verhafteten zu ver­
meiden, haben die Untersuchungsorgane 
unverzüglich selbst durchzuführen oder zu 
veranlassen. Sie können gegenüber staatli­
chen Organen und Einrichtungen sowie ge­
genüber Betrieben, Genossenschaften und 
Bürgern im Rahmen diesen obliegenden 
Rechtspflichten zur Abwehr solcher Gefah­
ren und Schäden Auflagen für die Dauer 
bis zu 3 Tagen erteilen.

Anmerkung: Hinsichtlich Art und Umfang 
derartiger Rechtspflichten vgl. insbeson­
dere § 325 ZGB.

§4
Fürsorge für Kinder und Jugendliche
(1) Die Untersuchungsorgane haben zu ge­
währleisten, daß Kinder und Jugendliche, 
die infolge der Inhaftierung des Beschul­
digten ohne Aufsicht bleiben würden, zur 
Betreuung und Erziehung in die Obhut der 
von ihm beauftragten Verwandten, ande­
ren Personen oder Einrichtungen überge­
ben werden. Sie haben die Abteilung 
Volksbildung, Referat Jugendhilfe, des Ra­
tes des Kreises oder des Stadtbezirkes un­
verzüglich über die eingeleiteten Fürsorge­
maßnahmen zu unterrichten.
(2) Veranlaßt der Beschuldigte keine Per­
son oder Einrichtung zur Übernahme der 
Fürsorge, haben die Untersuchungsorgane 
unverzüglich die Abteilung Volksbildung, 
Referat Jugendhilfe, des Rates des Kreises 
oder des Stadtbezirkes darüber in Kenntnis 
zu setzen und sie zu ersuchen, die notwen­
digen Fürsorgemaßnahmen zu treffen.
(3) Bei Kindern und Jugendlichen, die ent­
sprechend den Rechtsvorschriften in Ein­
richtungen des Gesundheits- und Sozialwe­
sens aufzunehmen sind, obliegt die Durch-
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